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Endurteil

1- Die Klage wird abgewiesen.

2. Die Klägerin hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

3. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. Die Klägerin kann die Vollstreckung

der Beklagten durch Sicherheitsleistung jn Höhe von '110 % des auf-

grund des Urteils vollstreckbaren Betrags abwenden, wenn nicht die

Beklagte vor der Vollstreckung Sicherheit in Höhe von 110 o/o des zu

vollstreckenden Betl ags leistet.

4. Der Streitwen wird auf€ 4.000,- festgesetzt.
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Tatbestand

Die Klägerin begehrt von der Beklagten Auskunft über Namen und Anschrift der unter den

von der Beklagten betriebenen

Die Klägerin betreibt mehrere Autohäuser mit verschiedenen Niederlassungen. Dle Beklag-

te ist Betreiberin einer lnternetplattform unter der URLIIü|' auf der regis-

trierte Nutzer Erfahrungen im Bereich Auto austauschen und öffenllich zugängjich machen

können. ln djesem Forum haben die oben genannten Nutzer Erfahrungsberichte {Anlagen

zur Klage vom 21.09.2010) veröffenticht, durch die die Klägerin sich in ihren Rechien ver-

letzt sieht, da sie sich durch die Berichte diskreditiert fühlt. Sie befürchtet geschäftsschädi-

gende Auswirkungen durch die Berichte.

Die Beklagte hat die streitgegenständlichen Berichte unverzüglich aus dem Forum entfernt,

nachdem die Klägerin sie auf diese Beiträge hingewiesen hat. Die Klä9erin hat mit Schrei-

ben vom O2.Og.2OlO una lS.OS.ZOtO von der Beklagten Auskunft über die Kontaktdaten

der Nutzer verlangt, um diese auf Unterlassung in Anspruch nehmen zu können. Die Beklag-

te hat die Auskunftserteilung unter Hinweis auf datenschutzrechtliche Bestimmungen ver-

weigert.

Die Klägerin meint, das Telemediengesetz sei nicht auf die Beklagte anzuwenden. Der An-

spruch der Klägerin gründe sich auf SS 242, 261 BGB. lm übrigen stehe der Ktägerin auch

nach S 14 ll TMG der geltend gemachte Anspruch zu, da dieser auf die Klägerin analog an-

zuwenden sei.

lnternetforum schreibenden Nutzer_
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Dje Klägerin beantragt:

1. Die Beklagle zu verurteilen, der Klägerin Auskunft über den vollständigen Namen und

die vollständige Anschrift desjenigen NuDers der Internetptattform der Beklagten

-Izu 

benennen, welcher sich unter dem UsernameJauf
dem Homepage der Beklagten registriert hat und dort so genannte "Erfahrungsbe-

richte" ins lnternet stellt.

2 Die Beklagte zu verurteilen, der Klägerin Auskunft über den vollständigen Namen und

die vollständige Anschrift desjenigen Nutzers der lnternetplattform der Beklagten

-zu 

benennen, welcher sich unter dem Username lfI
auf der Homepage der Beklagten registriert hat und dorl so genannte "Erfahrungsbe-

richte" ins Inlernet slellt.

3. Die Beklagte zu verufieilen, der Kiägerin Auskunft über den vollständigen Namen und

die vollständige anschrift desjenigen Nutzers der lnternetplattformlll
lzu benennen, welcher sich unter dem Username-tauf der Homepa-

ge der Beklagten registrie( hal und dort so genannte "Erfahrungsberichte" ins lnter-

net stellt.

Die Beklagte beantragtl

Klageabweisung

Die Beklagte gibt an, S 14 IITMG gebe der Klägerin kejnen Auskunftsanspruch.darüber hin-

aus mache sich die Beklagte nach $ 16 TMG einer Ordnungswidr;gkeit im Falle derAus-

kunftsertejlung schuldjg. Die Voraussetzungen eines sich aus SS 242, 261 BGB ergeben-

den Anspruches lägen nicht vor.

zur Ergänzung des Tatbestandes wird auf die zwischen den parteien gewechserten schrift-
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sätze samt Anlagen sowie auf das protokoll der mündlichen Verhandlung Bezug genom-

men.
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Entscheidungsgrü nde

Die zulässige Klage ist unbegründet, da die Klägerin gegen die Beklagte keinen Anspruch

auf Auskunftserteilung hat.

Als Veranstalterin eines lnternetforums, das den Nutzetn inhal iche Dienste anbietet und

nicht nur TeJekommunikaiionsleistungen zur Verfügung stelit, ist die Klägerin Diensteanbje-

terin im Sinne des T[,4c (vgl. dazu Urtejt des BGH vom 23.06.2009, VJ ZR 196/08 tür die Be-

treiberin des lnternetforums so dass S 14 li TMG zur Anwendung

kommt. Nach dieser Vorschrift darf der Diensteanbieter auf Anordnung der zusländigen

Stellen im Einzelfall Auskunft über Bestandsdaten erteilen, soweit dies für Zwecke der Straf-

vedolgung, zur Geiahrenabwehr durch die polizeibehörden der Länder, zur Er.füllung der ge-

setzlichen Aufgaben der Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der Länder, des

Bundesnachrichtendienstes oder des MiJitärischen Abschirmdienstes oder des Bundeskri-

minalamtes im Rahmen seiner Aufgabe zur Abwehr von Gefahren des inlernalionalen Terro-

risfirus oder zur Durchsetzung der Rechte am geistigen Eigenlum erforderlich ist. Die Vor-

aussetzungen dieses Auskunftsanspruches sjnd schon deshalb njcht gegeben, da das Be-

gehren der Klägerin keinem der genannten Zwecke dient. Ein Anspruch der Klägerjn nach

S14 llTlVG besteht daher nicht.

Eine analoge Anwendung djeser Vorschrifi scheidet aus, da es sich erkennbar eine Aus-

nahmeregelung handelt, die keine Erweiterung über den ausdrücklich genannten Anwen-

dungsbereich hinaus finden soll. So jst in S 12 TI\.4G geregelt, dass der Diensteanbjeter dje

für die Bereitstellung von Telemedien erhobenen personenbezogenen Daten für andere

Zwecke nur verwenden darf, soweit djesesGesetz oder eine andere Rechtsvorschrift. dje

sjch ausdrücklich auf Telemedien bezjeht, es erlaubt oder der Nutzer eingewiliigt hat. Eine

analoge Anwendung kommt daher nicht in Betracht.
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Die Klägerin hat auch keinen Anspruch auf Auskunftserteilung aus SS 242, 259 BGB, da es

sich bej der Regelung in S 14 ll TMG um eine lex specialis zu diesem allgemeinen Anspruch

handelt, so dass ein RückgrifF auf den aus Treu und Glauben abgeleiteten Auskunftsan-

spruch ausscheidet. Auch hier schließt dje Regelung in $ 12 TMG der Auskunflserteilung

aufgrund eines ällgemeinen Auskunftsanspruches aus, da eben gerade keine Regelung vor-

liegt, die sich ausdrücklich auf Telemedien bezieht.

Da der Klägerin somit ein Auskunftsanspruch nicht zusteht, war die Klage abzuweisen. So-

weii sich die Klägerin beleidigt oder verleumdet sieht, muss sie sich staatsanwaltlicher Hilfe

bedienen und um gegebenenfalls im Wege der Akteneinslcht die gewiinschten Kenntnisse

zu erlangen. Da der Klägerin dieser Weg offensteht, ist sie auch nichl rechtlos gestellt.

Die Kostenenlscheidung beruht auf 591 ZpO, die Entscheidung über die vortäufige Volt-

streckbarkeit hat ihre Grundlage in SS 708 Nr. 11,711 ZpO.

Der Streitwert entspflcht dem lnteresse der Klägerin an den begehrten Auskünften.

Verkündet am 03.02.201 1

Urkundsbeamter der Geschäft sstelle


